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Entwicklung und Struktur von Naturschutzverbänden 
und Ökologiebewegung 1)

Eine
institutionalisierte

Bewegung?
• Von Dieter Rucht

9
• Ist die Okologiebewegung in der Krise? Nimmt man den

• Organisationsgrad und die Mitgliederentwicklung der

• initiativen und Verbände als Maßstab, kann diese derzeit

• oft geäußerte Diagnose nicht bestätigt werden. Zwar hat

• sich die Struktur der Ökologiebewegung seit dem Be­

ginn der siebziger Jahre stark gewan­

delt -  die Zahl der in ihr engagier­

ten Personen insgesamt hat

jedoch zugenommen. Gleichzei­

tig bewahrte die Ökologiebe­

wegung ihre Vielfalt an 

Organisationen und 

Netzwerken.

er Begriff 
Ö kologiebe­
wegung (2) 

setzt sich in der 
Bundesrepublik 

erst um 1978 
durch. Auf­
grund des 

fortgeschritte­
nen Vernetzungs­

grades der einzelnen 
Gruppierungen und der Anerkennung 
eines wenn auch vage bleibenden poli­
tisch-ideologischen Nenners kann man
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jedoch bereits spätestens ab Mitte der 
siebziger Jahre die Existenz einer ent­
sprechenden Bewegung unterstellen. Ob 
es zweckmäßig ist, auch rückwirkend die 
Lebensreform- und Jugendbewegung als 
ökologische Bewegungen zu bezeichnen, 
sei hier dahingestellt.

Inhaltlich lassen sich innerhalb der 
Ökologiebewegung zwei Hauptströmun­
gen unterscheiden. Dies ist einmal der 
pragmatische Umweltschutz, der die be­
stehenden politisch-institutionellen 
Rahmenbedingungen im wesentlichen 
akzeptiert. Die zweite Grundströmung 
ist die utopisch angeleitete, auf gesamt­
gesellschaftliche Veränderung zielende 
politische Ökologie. Gerade unter organi­
satorischen Gesichtspunkten können je­
doch die analytisch von der Ökologiebe­
wegung geschiedenen Gruppierungen 
des traditionellen Naturschutzes nicht 
ignoriert werden, da sie faktisch mit de­
nen des pragmatischen Umweltschutzes 
verflochten sind, teils auch von der Öko­
logiebewegung beeinflußt wurden und 
sich dieser zunehmend angenähert ha­
ben.

Die genannten Strömungen haben 
weit zurückreichende Wurzeln, die erst 
in den letzten Jahren verstärkt Beach­
tung finden. Im Bereich des traditionel­
len Naturschutzes besteht eine augen­
fällige ideologische und organisatorische 
Kontinuität. Auch für die heutige Ökolo­
giebewegung sind ideologische Gemein­
samkeiten vor allem mit der Lebensre­
form- und Teilen der Jugendbewegung 
nachzuweisen. Jedoch bestehen inner­
halb dieses Stranges - nicht zuletzt 
durch die gewaltsame Zäsur des Natio­
nalsozialismus - so gut wie keine organi­
satorischen Verbindungslinien, wenn 
man einmal von dem der Arbeiterbewe­
gung entstammenden Touristenverein 
„Die Naturfreunde”, den anthroposophi­
schen Gemeinschaften und dem Wirken 
exponierter Einzelpersonen absieht.

Im folgenden wird nur am Rande auf 
prozessuale Aspekte eingegangen. Zu­
dem bleiben jene Organisationen weitge­
hend ausgeklammert, die sich lediglich 
zweitrangig oder marginal mit Fragen 
des Natur- und Umweltschutzes befas­
sen (etwa Verbände der Fischer, Jäger, 
Alpinisten oder Verbraucher), obgleich 
sie aufgrund ihrer Größe und Ressour­
cen hierfür durchaus bedeutsame 
Beiträge zu liefern vermögen.

9



Insitutionalisierte Bewegung ?

■ Entwicklungslinien

Anfang der siebziger Jahre kam auf 
vielen Ebenen Bewegung in die bislang 
eher antiquierten und schleppenden 
Bemühungen des Naturschutzes. Wichti­
ge Impulse brachten das Europäische Na­
turschutzjahr (1970) und die Stockholmer 
Umweltschutzkonferenz (1972). In der 
Bundesrepublik wurden recht hastig ad­
ministrative und gesetzgeberische Initia­
tiven gestartet. Sehr rasch wuchs die all­
gemeine Sensibilität für Umweltfragen. 
Die Medien öffneten sich der Thematik; 
Bürgerinitiativen im Bereich des Um­
weltschutzes gewannen an Zulauf.

Von dieser Entwicklung blieben auch 
j Vereine und Verbände des her­
kömmlichen Natur- und Heimatschutzes 
nicht unberührt, die lange vor der sich 
nun ausformenden Ökologiebewegung 
entstanden waren. Den meisten dieser 
Organisationen fiel es jedoch schwer, auf 
die gewandelten Bedingungen zu reagie­
ren. Das Aufkommen autonomer, nicht 
selten zu unkonventionellen Mitteln 
greifender Umweltinitiativen, die Eta­
blierung neuer, offensiv operierender 
regionaler und nationaler Umweltorga­
nisationen, die fast schlagartige Popula­
risierung und Politisierung des Natur- 
und Umweltschutzes wurde halb distan­
ziert, halb fasziniert zur Kenntnis ge­
nommen. Im Unterschied etwa zu 
Frankreich führte diese Entwicklung in 
der Bundesrepublik jedoch zu keinem 
v msatz zwischen traditionellem Na­
turschutz und Ökologiebewegung. Ver­
einzelt vollzogen klassische Natur­
schutzorganisationen die Wende zum 
Umweltschutz aus eigener Kraft und 
Einsicht; zuweilen kam es lediglich zu 
minimalen Anpassungsprozessen und 
kosmetischen Korrekturen; am deutlich­
sten waren jedoch die Annäherungen so­
wie die personellen und organisatori­
schen Verflechtungen zwischen alten 
und neuen Organisationen. Jedenfalls 
öffnete sich die Mehrzahl der Traditions­
verbände des Naturschutzes, wenn auch 
zögernd und in unterschiedlichem Maße, 
für das neue Selbstverständnis des Um­
weltschutzes. Damit konnten sie auch 
am Aufschwung des Umweltthemas teil­
haben, fast durchweg ihre Mitglied­
schaft verbreitern und fallweise eine be­
achtliche publizistische und staatliche 
Anerkennung finden.

Dieser Wandel vollzog sich nicht im­
mer kontinuierlich und harmonisch. Vor 
allem in der größten Dachorganisation, 
dem Deutschen Natürschutzring (DNR), 
brachen die Konflikte zwischen unpoliti­
schem Naturschutz und modernem Um­
weltschutz in aller Schärfe auf. Die mit 
daraus resultierende Immobilität des 
Verbandes wurde konsequenterweise 
mit der Gründung einer eigenständigen, 
in sich relativ homogenen Organisation, 
dem Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND), beantwortet.

Weitgehend unabhängig von den* ge­
nannten Verbänden hatten sich bereits 
ab den frühen siebziger Jahren die In­
itiativen und Organisationen der politi­
schen Ökologie herausgeschält. Ihr 
Brennpunkt war der Widerstand gegen 
die Nutzung der Atomenergie. Inzwi­
schen hat sich jedoch das Themen- und 
Aktionsspektrum bedeutend erweitert. 
Ein Großteil dieser Gruppierungen hat 
seinen informellen und autonomen Cha­
rakter bis heute im Prinzip beibehalten. 
Zugleich entstanden aber auch auf regio­
naler wie nationaler Ebene stärker for­
malisierte Strukturen. Bis Anfang der 
achtziger Jahre hatte hierbei der Bun­
desverband Bürgerinitiativen Umwelt­
schutz (BBU) eine Schlüsselrolle inne. 
Diese Position hat er jedoch aufgrund in­
terner Krisen, aber auch wegen des Auf­
stiegs anderer vitaler Organisationen 
(etwa BUND, Greenpeace oder DIE 
GRÜNEN), eingebüßt.

■  Das strukturelle Profil von 
Naturschutzverbänden und 
Organisationen der Ökolo­
giebewegung
Heute stellen die Organisationen des 
Naturschutzes und der Ökologiebewe­
gung ein komplexes, facettenreiches und 
kaum überschaubares Netzwerk dar. 
Dazu gehören hinsichtlich ihrer forma­
len Strukturen, Organisationsziele und 
politisch-ideologischen Orientierungen 
höchst verschiedenartige Gruppierun­
gen und Organisationen, deren Extreme 
naturgemäß nur indirekt, über Zwi­
schenglieder, miteinander verbunden 
sind. Im groben läßt sich eine Doppel­
struktur von eher hierarchischen, Ver­
eins- und verbandsförmigen Organisa­
tionen herkömmlichen Zuschnitts und 
eher informellen, dezentral organisier­

ten Gruppierungen feststellen. Diese 
Struktur deckt sich zu einem guten Teil 
mit den Strömungen des konventionel­
len Naturschutzes und des pragmati­
schen Umweltschutzes einerseits und 
der politischen Ökologie andererseits.

■ Traditionelle Naturschutz­
verbände

Zu den ältesten und bedeutendsten un­
ter den heute noch bestehenden Natur­
schutzorganisationen zählen der Bund 
für Vogelschutz, 1990 umbenannt in Na­
turschutzbund Deutschland mit rund 
150 000 Mitgliedern, und der Bund Na­
turschutz in Bayern, mit rund 100 000 
Mitgliedern. Unter den sekundären Na­
tur- und Umweltschutzorganisationen 
sind vor allem der Deutsche Alpenverein 
und die zahlreichen Wander-, Gebirgs- 
und Heimatvereine zu nennen. Freilich 
sind nicht alle Verbände, die historisch 
dem traditionellen Naturschutz zu­
gehörten, auch in diesem Lager verblie­
ben. So hat vor allem der Bund Natur­
schutz in Bayern nach einer 
strukturellen, personellen und program­
matischen Erneuerung um 1969/70 das 
Terrain des betulichen, unpolitischen 
Landschafts- und Artenschutzes über­
schritten und sich inzwischen zu einem 
kämpferischen Umweltverband ent­
wickelt. Andererseits sind in den Nach­
kriegsjahrzehnten auch neue Vereine 
und Verbände entstanden, die noch weit­
gehend den Mustern des konventionel­
len Naturschutzes verhaftet sind. Nach-

99

Anmerkungen

1) Bei diesem Beitrag 
handelt es sich um die 
aktualisierte und stark 
gekürzte Fassung des 
Beitrags „Von der Be­
wegung zur Institution? 
Organisationsstruktu­
ren der Ökologiebewe­
gung“, in: Roland 
Roth/Dieter Rucht 
(Hrsg.), Neue soziale 
Bewegungen in der , 
Bundesrepublik 
Deutschland. Bundes­
zentrale für politische 
Bildung. Bonn 1991, S. 
334-358. Dort finden 
sich auch zahlreiche 
Literaturnachweise.
2) Mit Ökologiebewe­
gung wird hier der Ver­
flechtungszusammen­
hang der Gruppen, 
Strömungen und Orga­
nisationen bezeichnet, 
die als nichtstaatliche 
Akteure das Anliegen 
eines umfassend ver­
standenen Umwelt­
schutzes auch auf poli­
tischer Ebene geltend 
machen und sich 
selbst einer solchen 
Bewegung zurechnen. 
Nach diesem Ver­
ständnis werden tradi­
tionelle, unpolitische 
Naturschutzbemühun­
gen ausgeklammert, 
wobei in der Praxis si­
cher fließende Über­
gänge bestehen.

Anfang der siebziger Jahre kam auf 
vielen Ebenen Bewegung in die bislang 
eher antiquierten und schleppenden 
Bemühungen des Naturschutzes. 
Wichtige Impulse brachten das Euro­
päische Naturschutzjahr (1970) und 
die Stockholmer Umweltschutz­
konferenz (1972).
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Institutionalisierte Bewegung

dem das Feld des allgemeinen Natur­
schutzes bereits durch bestehende Orga­
nisationen besetzt war, bildeten sich in 
dieser Ära vor allem Naturschutzorgani­
sationen mit spezielleren Zielsetzungen. 
Zu nennen sind hier zum Beispiel die 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
und die bundesrepublikanische Sektion 
des World Wildlife Fund, der sich 1990 
in World Wide Fund for Nature umbe­
nannt hat. Neben ihren programmati­
schen und ideologischen Gemeinsam­
keiten weisen die genannten Organisa­
tionen auch hinsichtlich ihrer Struktur 
und ihrer bevorzugten Aktionsformen 
gemeinsame Merkmale auf. Mit Ausnah­
me des als Stiftung bestehenden World 
Wide Fund for Nature handelt es sich 
um Organisationen auf der Basis von in­
dividueller Mitgliedschaft. Sie bevorzu­
gen im allgemeinen einen an die Gliede­
rung der Gebietskörperschaften 
angelehnten hierarchischen Örganisati- 
onsaufbau mit einem hohen Formalisie­
rungsgrad und klar definierten Zustän­
digkeiten. Die größten Organisationen 
verfügen über eine ansehnliche sachli­
che und personelle Ausstattung einsch­
ließlich eines fachkundigen Mitarbeiter­
stabes, im Falle des Naturschutzbundes 
Deutschland immerhin bereits im Jahr 
1985 rund 60 Angestellte (einschließlich 
ABM-Stellen und Zivildienstleistenden).

Die zentrale Dachorganisation im Na­
turschutzbereich ist der 1950 gegründe­
te Deutsche Naturschutzring (DNR). Ihm 
sind über 90 Verbände mit insgesamt 2.5 
Millionen Einzelmitgliedern (Stand 
1991) angeschlossen. Diese beein­
druckend hohe Mitgliederzahl erkärt 
sich zu einem guten Teil aus der Einglie­
derung großer Fachverbände, die als 
Zweitorganisationen im Bereich des Na­
turschutzes einzustufen sind (beispiels­
weise Tierschutzverbände, Heimatverei­
ne, Deutsches Jugendherbergswerk, 
naturkundliche und naturwissenschaft­
liche Vereine) und solchen Verbänden, 
die eher als Natumützer denn als Na­
turschützer bezeichnet werden können 
(etwa Deutsche Reiterliche Vereinigung, 
Verbände von Fischern Imkern, Kanu­
ten, Sporttauchern); Die nominelle 
Größe des DNR steht allerdings in deut­
lichem Kontrast zu seinem faktischen 
Einfluß. Aufgrund seiner heterogenen 
Zusammensetzung und der widerstrei­
tenden Partikularinteressen vieler sei­

ner Einzelverbände (zum Beispiel Reiter 
contra Tierschützer; Wanderer contra 
Jäger), auch aufgrund des seit Mitte der 
siebziger Jahre verstärkt aufgebroche­
nen ideologischen Grundsatzstreits (un­
politischer Naturschutz versus politi­
scher Umweltschutz) ist der DNR 
ständig von Selbstblockierungstenden­
zen und Abspaltungen bedroht. Er ist «  
unter diesen Bedingungen auch kaum zu • 
dezidierten, offensiven Aussagen oder $ 
gar Aktionen fähig. Hinzu kommt seine - • 
gemessen an der Stärke vieler Einzelver- «  
bände - eher bescheidene personelle und • 
finanzielle Ausstattung und die Abhän- $ 
gigkeit von öffentlichen Finanzhilfen ( in • 
den vergangenen Jahren zwischen 50 bis «  
65 Prozent des jeweiligen Budgets). Der • 
DNR ist damit gleichsam ein unbewegli- $ 
eher Koloß auf starken Füßen, dessen • 
Handikap darin besteht, daß seine Füße $ 
in alle möglichen Richtungen zeigen. • 
Aufgrund einer Satzungsänderung im $ 
Jahr 1984 haben die bislang in einer kla- • 
ren Minderheitsposition befindlichen • 
Naturschützer gegenüber den Naturnüt- • 
zem eine Majorität der Stimmen • 
erlangt. Zugleich wurde mit dem im • 
Dezember 1987 beschlossenen Grund- $ 
satzprogramm eine Abkehr vom her- • 
kömmlichen Natur Schutzverständnis • 
signalisiert. •

•
■  Organisationen des präg- * 
matischen Umweltschutzes a

Gerade am Beispiel des DNR läßt sich $ 
zeigen, wie eng und spannungsreich die ® 
Bereiche des konventionellen Natur- «  
Schutzes und des pragmatischen Um- • 
weltschutzes in der Praxis miteinander ® 
verzahnt sind. Mitglied und zugleich po- • 
tentieller Gegenspieler des DNR ist der ® 
Bund für Umwelt und Naturschutz • 
Deutschland (BUND). •

Nicht zuletzt aufgrund der strukturel- ® 
len Immobilität des DNR wurde der $ 
BUND 1975 „von oben”, das heißt durch • 
die Initiative einiger weniger Funktionä- $ 
re und Persönlichkeiten aus dem Um- • 
weltschutzbereich, ins Leben gerufen. % 
Der bereits erwähnte Bund Naturschutz ® 
Bayern war dabei zugleich entscheiden- ® 
der Geburtshelfer, gewichtigstes ® 
„Stammkapital” und organisatorisches § 
wie programmatisches Modell für den # 
Bundesverband. Der BUND wurde'nach ® 
einer Phase anfänglicher Schwierigkei- •
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• ten und Querelen rasch und zielstrebig
• zu einer flächendeckenden Organisation
• in allen Bundesländern ausgebaut. Ende
• 1992 umfaßte der BUND insgesamt
• rund 210 000 Mitglieder, von denen etwa
• ein Viertel direkt, also ohne Zugehörig-
• keit zu einem Landesverband, regi-
• striert sind. Als weitaus stärkster Lan-
• desverband stellt der Bund Naturschutz
• in Bayern rund die Hälfte aller Mitglie-
• der des BUND.
• Rhetorik, Programmatik und Aktio-
• nen des BUND sind weitaus konflikt-
• freudiger und aggressiver als bei
• konventionellen Naturschutzorganisa-
• tionen, obgleich deren Aufgabenspek-
• trum (zum Beispiel Artenschutz,
• naturkundliche Aufklärung und Wande- 
® rungen) durchaus mit abgedeckt wer- 
«  den. Der BUND beziehungsweise seine
• Untergliederungen beziehen eritschie-
• den gegen die Nutzung der Atomenergie
• Stellung, schalten sich aktiv in „heiße”
• Konflikte (Startbahn West, Wiederauf-
• arbeitungsanlage Wackersdorf etc.) ein,
• suchen umweltbelastende Projekte
• durch den Aufkauf von „Sperrgrund-
• stücken” und durch Verwaltungsge-
• richtsverfahren zu blockieren. Auch wer-
•
• den zuweilen Regierungsvertreter in
• einem Ton attackiert, der Repräsentan-
• ten des konventionellen Naturschutzes
• nie über die Lippen käme. Allerdings ist
• der BUND zugleich darum bemüht, als
• seriöse, sachkompetente Organisation
• Anerkennung zu finden und in einschlä-
• gige politisch-administrative Verfahren
• eingeschaltet zu werden.
• Ein wichtiger „newcomer” im Bereich 
9 des pragmatischen Umweltschutzes ist
• Greenpeace. Die deutsche Sektion ent- 
9 stand im Jahr 1981. Sie ist straff und 
® zentralistisch organisiert. Auf nationa- 
9 1er Ebene besteht ein kleiner Führungs- 
® zirkel, der sich vor allem auf einen rasch 
9 wachsenden Stab von rund 140 haupt- 
® amtlichen, Mitarbeitern in der Hambur- 
9 ger Zentrale stützt (Stand Herbst 1992).
® Die rund 70 regionalen beziehungsweise 
9 lokalen „Kontaktgruppen” (in einer 
® Größenordnung von fünf bis vierzig Mit- 
9 gliedern) sind ganz von den Entschei-
• düngen der Zentrale abhängig. Auf-
• grund spektakulärer, medienwirksam 
® inszenierter Aktionen hat Greenpeace 
9 ein hohes Spendenaufkommen, dessen
• Hauptteil von den rund 750 000 regel-
• mäßigen Förderern aufgebracht wird. •

•  Politische Ökologie Nr. 31 • Mai/Juni

Hinzu kommen Erlöse aus dem Waren­
verkauf (Zeitschriften, T-Shirts, Buttons 
etc.), so daß die Organisation über einen 
Jahresetat von rund 60 Millionen DM 
(1992) verfügen kann. In ihrer strikten 
Professionalisierung und Zentralisie­
rung liegt die Stärke und Schwäche der 
Organisation. Einerseits werden so ge­
neralstabsmäßig geplante Überra­
schungsaktionen selbst in den entfernte­
sten Zonen der Erde ermöglicht, 
andererseits bildet die verordnete Un­
selbständigkeit von Kontaktgruppen 
und Mitarbeitern einen beständigen An­
laß zu Frustrationen und zu hoher perso­
neller Fluktuation. Greenpeace ver­
zeichnet ein explosives Wachstum, das 
alle Zahlenangaben rasch veralten läßt. 
Im Herbst 1990 wurden weltweit rund 4 
Millionen Förderer in 40 Ländern ge­
zählt. Derzeit bestehen über 30 Büros in 
mehr als 20 Ländern.

Im Schatten dieser großen und be­
kannten Verbände stehen verschiedene 
Stiftungen sowie zahlreiche kleinere 
Vereinigungen und lose Gruppierungen, 
die sich meist auf Teilgebiete der Um­
weltproblematik spezialisiert haben.

Eine dieser sektoralen Organisatio­
nen ist die „Bundesvereinigung gegen 
Fluglärm”, die im Herbst 1967 als Zu­
sammenschluß von sechs lokalen Initia­
tiven entstand, 1973 über 60 Gruppen 
und Kommunen umfaßte und nur noch 
langsam expandierte. Struktur und. Ar­
beitsweise der Bundesvereinigung sind 
eher konventionell ausgerichtet und 
stärker auf kritische Kooperation denn 
auf Konfrontation mit Verwaltungen 
und Behörden angelegt, zumal über ein 
Drittel der Mitglieder aus Städten und 
Gemeinden besteht und viele örtliche 
Gruppierungen in den offiziellen 
Fluglärmkommissionen vertreten sind. 
Möglicherweise ist die eher gemäßigte 
Ausrichtung der Vereinigung auch der 
Grund dafür, daß die in den vergange­
nen Jahren an vielen Orten entstande­
nen Initiativen gegen den militärischen 
(Tief-)Fluglärm (1990 über 120 Grup­
pen) sich weitgehend separat koordinie­
ren und zu wesentlich offensiveren Wi­
derstandsaktionen greifen.

In der Namensgebung zwar nicht er­
kennbar, aber in der Programmatik zwi­
schen Umweltschutz und politischer 
Ökologie angesiedelt sind der 1979 bun­
desweit gegründete Allgemeine Deutsche
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Fahrradclub (ADFC) sowie der Ver­
kehrsclub der Bundesrepublik Deutsch­
land (VCD). Letzterer, erst im Jahr 1987 
gegründet, hatte zwar im Herbst 1991 
immerhin einen Mitgliederstand von 53 
000 aufzuweisen, bleibt aber doch neben 
dem ADAC mit elf Millionen Mitgliedern 
ein schmächtiger Zwerg. Sehr informell 
hinsichtlich der Örganisationsstruktur 
dagegen ist der Verbund der Verkehrsi­
nitiativen im Rahmen der Vereinigung 
,»Arbeitskreis Verkehr und Umwelt”. In­
itiatoren und Träger des Arbeitskreises 
sind einige Mitglieder der „Bürgerinitia­
tive Westtangente e.V. Berlin”. Mit 
äußerst geringen Mitteln, aber hoher 
sachlicher Kompetenz, wird durch den 
Arbeitskreis seit 1977/78 ein bundeswei­
ter Informations- und Erfahrungsaus­
tausch gewährleistet, an dem rund 1000 
Gruppen und Kontaktpersonen im Bun­
desgebiet partizipieren. Der Arbeitskreis 
war ursprünglich im Rahmen des BBU 
angesiedelt (ohne sich auf dessen Mit­
gliedsgruppen zu beschränken), hat sich 
jedoch 1985 nach jahrelangen Spannun­
gen mit Teilen des Vorstands und der 
Geschäftsführung unabhängig gemacht. 
In enger Verbindung mit dem Arbeits­
kreis werden seit 1978 in (meist) zwei­
jährigem Turnus bundesweite Verkehrs­
kongresse durchgefuhrt, bei denen ein 
breites Themenspektrum -  von Fragen 
punktueller Verkehrsberuhigung bis hin 
zu Problemen des Bundesfemstraßen- 
baus und des Luftverkehrs -  diskutiert 
sowie Lösungsvorschläge und Program­
me erarbeitet werden.

In vergleichbarer Weise und mit ähn­
lichem Selbstverständnis kooperieren 
auch Initiativen im technischen und wis­
senschaftlichen Bereich (unter anderem 
Wissenschaftsläden) und im Gesund­
heitsbereich (zum Beispiel Gesund­
heitsläden, Elterninitiativen gegen 
Pseudo-Krupp-Husten, Formaldehyd- 
Geschädigte). Wie die Verkehrsinitiati­
ven sind auch diese Gruppen aufgrund 
ihrer heterogenen Zusammensetzung 
nur schwer zu klassifizieren. Einzelne 
Gruppen, die aus einer unmittelbaren 
Betroffenheit heraus entstanden sind, 
werden sich weder der Ökologie- noch 
der Selbsthilfebewegung zurechnen, 
währerid andere (etwa die Träger der 
Gesundheitsläden) sich durchaus mit 
Strömungen der politischen Ökologie 
identifizieren.
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Abbildung 1: 
Mitgliederentwick­
lung ausgewählter 
Großorganisatio­
nen des Umwelt­
schutzes.
Die Angaben zum 
BUND enthalten 
auch Mitglieder 
des Bund Natur­
schutz in Bayern.

Im Übergangsbereich zur politischen 
Ökologie ist auch Die Verbraucherinitiati­
ve (VI) mit Sitz in Bonn angesiedelt. Sie 
wurde 1985 von einem früheren Sprecher 
des Bundesverbandes Bürgerinitiativen 
Umweltschutz ins Leben gerufen, um den 
von traditionellen Verbrauchergruppen 
eher vernachlässigten Umweltschutza­
spekten im Konsumgüterbereich zu mehr 
Geltung zu verhelfen. Ende 1992 zählte 
die V I7500 Mitglieder.

■  Organisationen 
der politischen Ökologie

In diesem Bereich hat sich seit Anfang 
der siebziger Jahre ein weitverzweigtes 
und sehr dynamisches Spektrum von Or­
ganisationen und informellen Gruppie­
rungen entwickelt. Der im Juni 1972 als 
Zusammenschluß von 15 regionalen 
Gruppierungen entstandene Bundesver­
band Bürgerinitiativen Umweltschutz 
(BBU) nahm bis Anfang der achtziger 
Jahre eine politisch und strategisch 
wichtige Funktion für die Bürgerinitia­
tiv- und Ökologiebewegung ein. Struktu­
rell gesehen ist der BBU ein Versuch, 
das Prinzip autonomer Basisinitiativen 
mit dem eines schlagkräftigen Interes­
senverbandes zu versöhnen. In politi­
scher Hinsicht changierte der BBU 
zwischen ökologischer Fundamentalop­

position und pragmatischer politischer 
Intervention. Zugleich versuchte er zwi­
schen sozialdemokratischen und grünen 
Neigungen beziehungsweise Avancen ei­
nen überparteilichen Kurs zu steuern. 
Diese Balanceakte waren auf Dauer zu 
prekär. Der BBU sah sich wachsender 
interner und externer Kritik ausgesetzt. 
Hinzu kam das verstärkte Gewicht di­
rekter oder indirekter Konkurrenzorga­
nisationen, so daß der Verband in den 
vergangenen Jahren ins Hintertreffen 
geriet. Der zu seinen besten Zeiten ver­
kündete und ständig kolportierte An­
spruch, knapp 1000 Initiativen mit weit 
über 300 000 Mitgliedern zu verkörpern, 
war schon immer weit übertrieben. In 
der ersten Hälfte der achtziger Jahre 
stand es mit dem BBU nicht zum besten. 
Interne Zwistigkeiten führten zu demon­
strativen Austritten von Initiativen und 
Vorstandsmitgliedern. Die Zahl der Mit­
gliedsgruppen liegt derzeit bei rund 200. 
Hinzu kommen 570 Fördermitglieder 
(Stand 1989). Die Bonner Geschäftsstel­
le ist chronisch überlastet. Inzwischen 
hat sich der BBU auf einem relativ nied­
rigen Aktivitäts- und Mitgliederstand 
konsolidiert.

Parallel zum Niedergang des BBU er­
folgte der Aufstieg der Bundespartei 
DIE GRÜNEN, auf die hier nicht näher 
eingegangen wird. Im Hinblick auf Fi­

nanz- und Personalvolumen, Publizität ®■ 9
und politische Einflußmöglichkeiten ist 9 

diese Partei heute sicher die potenteste • 
Organisation der bundesdeutschen Öko- 9 
logiebewegung. 1992 verzeichnete die • 
Partei knapp 38 000 Mitglieder und ein 9 
Haushaltsvolumen von nahezu 60 Mil- • 
lionen Mark. 9

Zum Netzwerk der politischen Ökolo- • 
gie zählt weiterhin eine Fülle kleinerer, 9 

im Hinblick auf Tätigkeitsformen, Inhal- • 
te oder Zielgruppen spezialisierter Orga- 9 
nisationen, von denen hier lediglich eini- 9 
ge exemplarisch vorgestellt werden 9 

sollen. Das größte und bekannteste un- • 
ter den autonomen, ökologisch orientier- 9 

ten Forschungsinstituten ist das 1977 • 
gegründete „1Öko-Institut - Institut für 9 

angewandte Ökologie” mit Sitz in Frei- • 
bürg. Es will „im Kampf für eine men- 9 

schenwürdige Zukunft und lebensscho- 9 
nende Zivilisation“ den „Bürgern helfen, 9 

wissenschaftliche 'Unterstützung ...zu 9 
gewinnen“ und dem Übergewicht von 9 

Experten aus Industrie und Administra- 9 
tion entgegenzuwirken. Träger des 9 

Instituts sind die derzeit rund 5400 Ver- • 
einsmitglieder. Wichtigste Finanzie- 9 
rungsquellen sind Mitgliedsbeiträge, • 
Spenden und Projektaufträge, die -  etwa 9 

als „kritische Gutachten” -  zuweilen ® 
auch von öffentlichen Stellen vergeben 9 

wurden. 9
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Abbildung 2: 
Mitgliederent­
wicklung ausge­
wählter Kleinorga­
nisationen des 
Umweltschutzes

Dr. Dieter Rucht, 
Jahrgang 1946, ist 
Politikwissenschaftler 
und veröffentlichte 
zahlreiche Arbeiten zu 
sozialen Bewegungen.

Dr. Dieter Rucht, 
Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialfor­
schung (WZB), 
Reichpietschufer 50, 
D-1000 Berlin 30,
Tel. (030) 25491-0

Im Jahr 1982 entstand im norddeut­
schen Raum aus einer Abspaltung von 
Greenpeace Robin Wood. Zu diesem Zeit­
punkt gewann gerade die Debatte um 
das „Waldsterben” an Breitenwirkung. 
Dieses Problem gab der Organisation 
den Anstoß für ihren Namen und für die 
Konzentration auf Fragen der Luftver­
schmutzung. Organisatorisch setzt sich 
Robin Wood entschieden vom größeren 
Bruder Greenpeace ab, achtet strikt auf 
basisdemokratische Entscheidungs- und 
Handlungsstrukturen. Hinsichtlich des 
Aktionstypus ist die Organisation jedoch 
im wesentlichen eine Kopie von Green­
peace. Robin Wood stützt sich auf ein 
Koordinationsbüro im Bremen sowie 30 
Unterstützer- bzw. Kontaktgruppen und 
einen Kreis von rund 3000 Mitgliedern 
im ganzen Bundesgebiet. Im Unter­
schied zu Greenpeace bleibt die Organi­
sation auf den nationalen Bereich be­
schränkt. Seit einigen Jahren gibt es 
allerdings in Frankreich „Robin des 
Bois”, einen kleineren Ableger von Robin 
Wood. Finanziell und personell verfügt 
Robin Wood nur über einen Bruchteil 
der Ressourcen von Greenpeace.

Schließlich ist dem Sektor der politi­
schen Ökologie eine Vielzahl informeller 
Zirkel und Initiativen zuzurechnen, die 
sich um bestimmte Themenschwerpunk­
te gruppieren (Landbau, Ernährung, Ge- 

* sundheit, Reproduktionstechnologien, 
® Verkehr, Dritte Welt etc.). Das Gros die­

T H E M A

Strukturen

ser Initiativen ist jedoch im Energiebe­
reich, insbesondere im Widerstand ge­
gen die Nutzung der Atomenergie, aktiv. 
Die Anti-AKW-Gruppen bildeten den 
Kern und die treibende Kraft der Ökolo­
giebewegung. Diese Initiativen verfügen 
in ihrer Mehrzahl weder über verbindli­
che organisatorische Strukturen noch 
über einen professionellen Apparat. Sie 
sind jedoch auf vielschichtige Weise mit­
einander verknüpft und vermögen fall­
weise ein großes Sympathisantenpoten­
tial zu mobilisieren. Knotenpunkte 
dieses Netzes sind zum einen dauerhafte 
raumbezogene Koordinationsstrukturen 
(zum Beispiel badisch-elsässische Initia­
tiven, Bürgerinitiative Umweltschutz 
Unterelbe, Bremer Bürgerinitiativen ge­
gen Atomanlagen), unregelmäßige Lan­
des- und Bundeskonferenzen sowie stär­
ker spezialisierte Zirkel, etwa die 
bundesweite „Atommüllkonferenz” oder 
die Redaktionen von Anti-AKW-Zeit- 
schriften.

■ Kooperation, Verflech­
tung, Strukturprobleme

Vor allem die bundesweiten Dachverbän­
de stehen untereinander in ständigem 
Kontakt. Relativ unverbindliche Formen 
der Kommunikation beziehungsweise Ko­
ordination sind gelegentliche Beratungs­
gespräche, die Mitarbeit in offiziellen 
Gremien, zum Beispiel der Arbeitsge­

meinschaft für Umweltfragen oder ge­
meinsame Aufrufe und Pressekonferen­
zen. Daneben kommt es zu 
längerfristigen, halb formalisierten Akti­
onsbündnissen (etwa im Rahmen der 
„Aktionsgemeinschft gegen das Waldster­
ben” oder anläßlich der Durchführung 
des Deutschen Umwelttages) und auch zu 
institutionalisierten Verklammerungen. 
Diese sind meist historisch gewachsen 
und haben zu sehr unübersichtlichen 
Konstruktionen geführt. Weiterhin sind 
die großen nationalen Organisationen als 
formelle Mitglieder dem Europäischen 
Umweltbüro (EEB) angeschlossen. Es 
wäre verfehlt, angesichts all dieser For­
men der Kooperation und Verflechtung 
auf auf ein hohes Maß an Interesseniden­
tität der beteiligten Organisationen zu 
schließen. Formelle Mitgliedschaft ist 
nicht immer gleichbedeutend mit intensi­
ver Beteiligung oder gar inhaltlicher Zu­
stimmung, wie das Beispiel des DNR 
lehrt. Die Gemeinsamkeiten diverser Ak­
tionen entspringt oft nur dem Interesse, 
in der Konkurrenz um knappe Ressour­
cen und Möglichkeiten öffentlicher 
Selbstdarstellung nicht an Boden zu ver­
lieren. Hinter und zuweilen auch vor den 
Kulissen ringen die Verbandsvertreter 
mühsam um Einfluß, Pfründe, Kompro­
miß und Konsens. Dabei sind persönliche 
Profilierungsbemühungen, parteipoliti­
sche Affinitäten, Organisationspatriotis­
mus und umweltpolitisches Engagement 
schwerlich auseinanderzuhalten. Die tie­
fer verankerten Trennungslinien sind je­
doch durch die bereits bezeichnten poli­
tisch-ideologischen Grundorientierungen 
vorgezeichnet. So ist es wohl kein Zufall, 
daß den Hauptströmungen des unpoliti­
schen Naturschutzes, des pragmatisch in­
tervenierenden Umweltschutzes und der 
systemkritischen politischen Ökologie auf 
Bundesebene zumindest bislang relativ 
klar konturierte Organisationskeme in 
Gestalt des DNR, des BUND sowie der 
Gruppe von BBU, GRÜNEN und autono­
men Anti-AKW-Initiativen entsprachen.

Allerdings gehen strategische und poli­
tisch-ideologische Differenzen teilweise 
auch quer durch einzelne Organisatio­
nen. Dies gilt nicht nur für die Partei DIE 
GRÜNEN mit ihrem Fundamentalo-Rea- 
lo-Dauerstreit oder für die Anti-AKW-Be- 
wegung mit ihrer Gewaltdiskussion, son­
dern auch für die bereits angedeuteten, 
weitaus weniger bekannten Binnenkon-
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flikte des DNR und des BBU. Zu den 
externen und internen Differenzen kom­
men strukturelle Belastungen, die sich 
aus der chronischen Unterfinan­
zierung der meisten Organisationen erge­
ben. Diese sehen sich -  etwa bei Gerichts­
streitigkeiten, Anhörungen zu Gesetzge­
bungsverfahren oder sonstigen fachlichen 
Stellungnahmen -  zumeist bestens gerü­
steten Widersachern aus politischer Ad­
ministration und Wirtschaftsverbänden 
gegenüber, denen sie oft nur selektiv und 
unter extremem Energieaufwand Paroli 
zu bieten vermögen. Von einer kontinu­
ierlichen, flächendeckenden und kompe­
tenten Einflußnahme auf den gesamten 
Bereich der Umweltpolitik kann somit 
' j  Rede sein. Nachweisbare, institu­
tioneil verankerte Erfolge der Umwelt­
schützer sind selten. Faktisch bleibt die 
Ökologiebewegung in der Bundesrepu­
blik noch immer auf ihre Rolle als Anklä­
ger, Störenfried und Kassandra be­
schränkt, so „mächtig” sie auch im 
internationalen Vergleich erscheinen 
mag.

■  Schlußbemerkungen

1. Das organisatorische Gesamtgefüge in 
den Sektoren Naturschutz, Umwelt­
schutz und politischer Ökologie unterlag 
seit Beginn der siebziger Jahre starken 
Wandlungen. Bestehende Naturschutz­
organisationen wurden dynamisiert und 
vollzogen programmatische und struktu- 
i Reformen; neue Organisationen 
entstanden als basisorientierte Zusam­
menschlüsse oder als Gründungen „von 
oben”; schließlich entwickelten sich auch 
lose Netzwerke, ohne ihren informellen 
Charakter grundsätzlich einzubüßen. 
Zwar kann man insgesamt eine zuneh­
mende Organisationsdichte feststellen, 
doch war die Ökologiebewegung zu kei­
nem Zeitpunkt ein amorphes, unorgani­
siertes Konglomerat von Einzelpersonen 
und Kleingruppen. Ihr Rückrat, vor al­
lem bei größeren und/oder längerfristi­
gen Aktionen und Kampagnen, bestand 
aus mehr oder weniger formalisierten 
Organisationen.
2. Die derzeitige Basis der Ökologiebe­
wegung bildet ein loser, äußerst komple­
xer Verbund von jeweils in sich konsi­
stenten Netzwerken. Dieser Verbund 
reicht von der lokalen bis zur internatio­
nalen Ebene. Er enthält mehrere Zen­

tren, deren Gewicht je nach Themen 
oder Aktionsfeldern variiert, sowie Or­
ganisationen höchst unterschiedlicher 
Größenordnung, Struktur, Programma­
tik und ideologischer Ausrichtung. Be­
sonders die nicht spezialisierten Organi­
sationen im Bereich des Natur- und 
Umweltschutzes stehen in einer zumin­
dest indirekten Konkurrenz um Mitglie­
der, Ressourcen und Einfluß. Andere Or­
ganisationen agieren zum Teil als 
Quasi-Monopolisten innerhalb enger 
Teilgebiete. Trotz der Größe einzelner 
bundesweiter Organisationen konnte 
doch keine einzelne unter ihnen eine he- 
gemoniale Stellung einnehmen und etwa 
die Willensbildungs- und Entschei­
dungsprozesse der Ökologiebewegung 
insgesamt dominieren. Auf längere Sicht 
dürften allerdings die professionell ge­
führten großen Mitgliederorganisatio­
nen gegenüber den losen Netzwerken 
autonomer Gruppierungen ein größeres 
Gewicht erlangen. Die meisten unter ih­
nen verzeichneten in den siebziger und 
achtziger Jahren ein starkes Wachstum, 
das sich allerdings in den letzten Jahren 
verlangsamt hat.
3. Trotz der in den siebziger Jahren 
rasch vorangeschrittenen überregiona­
len Vernetzung von Gruppen und 
Verbänden ist keine Tendenz zur organi­
satorischen Homogenisierung der Ökolo­
giebewegung erkennbar. Abspaltungen 
von bestehenden Organisationen, vor al­
lem aber die zahlreichen neugegründe­
ten, oft themen- und situationsspezifisch 
entstandenen Organisationen haben so­
mit in der Tendenz eher zu einer weite­
ren Diversifikation und Fragmentierung 
der Bewegung geführt. Dieser Trend 
wird noch durch die Spezialisierung ei­
ner sich immer weiter verzweigenden 
und immer mehr Fachkunde erfordern­
den Umweltpolitik verstärkt. Das führt 
im Ergebnis zwar zu einer engeren Ko­
operation und Verflechtung auf sektora­
ler Ebene (etwa in den Bereichen 
Ernährung, Chemie, Verkehr), vollzieht 
sich aber gleichsam unterhalb einer oh­
nehin immer diffuser erscheinenden 
ökologischen Gesamtbewegung. Schon 
heute ist somit zweifelhaft, ob die Rede 
von einer Ökologiebewegung noch Sinn 
macht, ob damit auf der Ebene fakti­
scher Gemeinsamkeiten wie subjektiver 
Zurechnung überhaupt eine kollektive 
Identität gestiftet werden kann.
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